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// Im Blickpunkth

Um die Frage, ob das inl�ndische Stammhaus Verluste aus einer ausl�ndischen Betriebsst�tte bei der Ermittlung der zu ver-

steuernden Gewinne abziehen kann, geht es in dem beim EuGH anh�ngigen Verfahren in Sachen Lidl Belgium. Hierzu hat die

Generalanw�ltin beim EuGH nunmehr ihre Schlussantr�ge gestellt. Oliver D�rfler und Dr. Martin Ribbrock stellen die Proble-

matik in ihrem Kommentar umfassend dar und nehmen zur Rechtslage Stellung. Die bei PPP-Projekten auftretenden steuer-

rechtlichen Aspekte, insbesondere grunderwerbsteuerliche Problemstellungen, beleuchtet Dr. Thomas Peppersack.

Markus van Ghemen, Verantwortlicher Redakteur Steuerrecht

Entscheidungen
BFH:�nderungderRechtsprechung zurVer-

erblichkeitdesVerlustabzugsnach§ 10dEStG

Der Große Senat hat mit Beschluss vom

17.11.2007 – GrS 2/04 – entschieden, dass der Er-

be einen vom Erblasser nicht ausgenutzten Ver-

lustabzug nach § 10d EStG nicht bei seiner eige-

nen Veranlagung zur Einkommensteuer geltend

machen kann. Die bisherige gegenteilige Recht-

sprechung des BFH ist jedoch aus Gr�nden des

Vertrauensschutzes weiterhin in allen Erbf�llen

anzuwenden, die bis zum Ablauf des Tages der

Ver�ffentlichung dieses Beschlusses eingetreten

sind. Die Einkommensteuer ist eine Personen-

steuer. Sie erfasst die im Einkommen zu Tage tre-

tende Leistungsf�higkeit der einzelnen nat�r-

lichen Personen und wird daher vom Grundsatz

der Individualbesteuerung und vom Prinzip der

Besteuerung nach der individuellen Leistungsf�-

higkeit beherrscht. Hiermit ist es unvereinbar, die

beim Erblasser nicht verbrauchten Verlustvortr�-

ge auf den Erben zu �bertragen, so der BFH.

Volltext des Beschl: // BB-ONLINE BBL2008-639-1

unter www.betriebs-berater.de

EuGH:AufteilungvonVorsteuerbetr�gen–

„Securenta“

Mit Urteil vom 13.3.2008 hat der EuGH entschie-

den, dass einem Steuerpflichtigen, der zugleich

steuerpflichtigen oder steuerfreien wirtschaft-

lichen T�tigkeiten und nichtwirtschaftlichen T�-

tigkeiten, die nicht der Sechsten Richtlinie 77/388

unterfallen, nachgeht, der Abzug der Vorsteuer

auf Aufwendungen im Zusammenhang mit der

Ausgabe von Aktien und atypischen stillen Betei-

ligungen nur insoweit zusteht, als diese Aufwen-

dungen der wirtschaftlichenT�tigkeit des Steuer-

pflichtigen im Sinne des Art. 2 Nr. 1 der Sechsten

Richtlinie zuzurechnen sind. Die Festlegung der

Methoden und Kriterien (Investitionsschl�ssel

oder Umsatzschl�ssel) zur Aufteilung der Vor-

steuerbetr�ge zwischen wirtschaftlichen und

nichtwirtschaftlichen T�tigkeiten im Sinne der

Sechsten Richtlinie 77/388 steht im Ermessen der

Mitgliedstaaten, die bei der Aus�bung ihres Er-

messens Zweck und Systematik dieser Richtlinie

ber�cksichtigen und daher eine Berechnungs-

weise vorsehen m�ssen, die objektiv widerspie-

gelt, welcher Teil der Eingangsaufwendungen je-

der dieser beiden T�tigkeiten tats�chlich zuzu-

rechnen ist.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-639-2

unterwww.betriebs-berater.de

BVerfG: Sonderausgabenabzugvon

Krankenversicherungsbeitr�gen

Mit Beschluss vom 13.2.2008 – 2 BvL 1/06 – hat

das BVerfG entschieden, dass die betragsm�ßige

Beschr�nkung des Sonderausgabenabzugs von

Beitr�gen zur privaten Krankenversicherung ge-

m�ß § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a i.V.m. § 10 Abs. 3

EStG 1997 mit dem Grundgesetz unvereinbar ist,

soweit der Sonderausgabenabzugdie Beitr�ge zu

einer privaten Krankheitskostenversicherung und

einer privaten Pflegeversicherung nicht ausrei-

chend erfasst, die dem Umfang nach erforderlich

sind, um dem Steuerpflichtigen und seiner Fami-

lie eine sozialhilfegleiche Kranken- undPflegever-

sorgung zu gew�hrleisten. Der Gesetzgeber ist

verpflichtet, sp�testens mit Wirkung zum

1.1.2010 eine Neuregelung zu treffen. Bis zu die-

sem Zeitpunkt bleiben die betreffenden einkom-

mensteuerrechtlichen Vorschriften sowie die

Nachfolgeregelungenweiter anwendbar. Die Ent-

scheidung des BVerfG beruht auf demVorlagebe-

schlussdesBFHvom14.12.2005–XR20/04.

Volltext des Beschl.: // BB-ONLINE BBL2008-639-3

unterwww.betriebs-berater.de

Verwaltungsanweisungenen
BMF:Ver�ußerungsgewinnbefreiungnach

§ 8bAbs. 2KStG;BehandlungvonVer�uße-

rungskosten,dievorodernachdemJahrder

Anteilsver�ußerungentstandensind

BMF, 13.3.2008 – IV B 7 – S 2750-a/07/0002

Die in einem anderen Wirtschaftsjahr entstande-

nenKosten f�r Beteiligungsver�ußerungen sind –

so dass BMF – bei der Ermittlung des Ver�uße-

rungsgewinns oder Ver�ußerungsverlusts nach

den Grunds�tzen des § 8b Abs. 2 Satz 2 KStG im

Wirtschaftsjahr der Ver�ußerung der Beteiligung

zu ber�cksichtigen. Dies gilt unabh�ngig davon,

ob in dem Jahr, in dem die Ver�ußerungskosten

entstanden sind, bereits das Halbeink�nftever-

fahrengegoltenhatoder nicht. Derdanachermit-

telte Ver�ußerungsgewinn oder -verlust unter-

liegt den allgemeinen Regelungen des § 8b KStG.

Bei der einheitlichen und gesonderten Gewinn-

feststellung f�r Personengesellschaften m�ssen

die Ver�ußerungskosten f�r die Ermittlung des

Ver�ußerungsgewinns oder -verlusts in dem Ver-

anlagungszeitraum, in dem sie entstanden sind,

gesondert ausgewiesenwerden. ImFall nachtr�g-

licher Kaufpreisminderungen oder -erh�hungen

ist die Veranlagung des Wirtschaftsjahrs zu �n-

dern, in dem die Ver�ußerung der Beteiligung er-

folgt ist.

Volltext des Schr.: // BB-ONLINE BBL2008-639-4

unter www.betriebs-berater.de

BMF: EigZulG; Auswirkungen des Urteils

des EuGH vom 17.1.2008 in der

Rechtssache C-152/05

BMF, 13.3.2008 – IV C 1 – EZ 1000/08/10001

DasBMFreagiert auf dasUrteildesEuGHC-152/05

und bestimmt in seinem Schreiben, dass abwei-

chend von § 2 Satz 1 EigZulG bei unbeschr�nkt

einkommensteuerpflichtigen Anspruchsberech-

tigten auch die Herstellung oder Anschaffung ei-

nes ineinemanderenEU-Mitgliedstaatbelegenen

eigenen Hauses oder einer in einem anderen EU-

Mitgliedstaat belegenen Eigentumswohnung im

Sinne des EigZulG beg�nstigt. Unter den gleichen

Voraussetzungenwird die Eigenheimzulage f�r in

MitgliedstaatendesEWRbelegeneH�useroderEi-

gentumswohnungen gew�hrt, soweit Amtshilfe-

abkommen bestehen. Der EuGH hat entschieden,

dassdiegesetzlichenVorschriftenmitdemGrund-

satz der Freiz�gigkeit (Arbeitnehmerfreiz�gigkeit

und Niederlassungsfreiheit) unvereinbar sind.

Volltext des Schr.: // BB-ONLINE BBL2008-639-5

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-639-6

jeweils unterwww.betriebs-berater.de

St�ndige Mitarbeiter im Steuerrecht: Prof. Dr. W. Christian Lohse, Vorsitzender Richter am FG M�nchen a.D.; Dr. J�rgen Schmidt-Troje, Pr�sident des FG K�ln, K�ln; Prof. Dr. Roman Seer,
Bochum; StB Dr. Andreas S�ffing, Frankfurt a.M.; Dr. RolandWacker, Richter am BFH, M�nchen
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